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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Stimm- und Wahlrecht

Die Forderung der Jugendverbände und der Jungparteien der SP und der CVP – die
ursprünglich ebenfalls im Unterstützungskomitee vertretenen Jungfreisinnigen zogen
sich nach einer Konsultation ihrer Sektionen und Mitglieder zurück – nach einer
Senkung des aktiven und passiven Wahlrechtsalters von 18 auf 16 Jahre konnte
lediglich einen Teilerfolg verbuchen . Die SPK des Nationalrats gab einer
entsprechenden parlamentarischen Initiative (Pa.Iv. 99.457) der jüngsten
Parlamentsabgeordneten, der Sozialdemokratin Ursula Wyss (BE), zwar keine Folge,
formulierte aber eine eigene Motion, welche nur das aktive Wahlrechtsalter senken will
(Mo. 00.3180). Die Wahl von Sechzenhnjährigen in politische Ämter mache hingegen
angesichts des zivilen Mündigkeitsalters von 18 Jahren wenig Sinn. 
Wyss hatte ihre Initiative zugunsten der Motion zurückgezogen, der Nationalrat lehnte
diese jedoch mit 89:79 Stimmen ab, nachdem die Befürworter einer Senkung nicht
bereit gewesen waren, sich mit der Überweisung in Postulatsform zu begnügen.
Ebenfalls keine Chance hatte eine parlamentarische Initiative Zwygart (evp, BE; Pa.Iv.
99.454) für die Einführung eines Familienstimmrechts, das Eltern als Vertreter ihrer
Kinder zusätzliche Stimmen eingeräumt hätte. Die Ablehnung erfolgte mit 100:11
Stimmen. 1

MOTION
DATUM: 31.12.2000
HANS HIRTER

Institutionen und Volksrechte

Institutionen und Volksrechte

Nach dem Willen des Nationalrats soll die Schweiz auch in Zukunft über keine
Verfassungsgerichtsbarkeit verfügen. Nachdem er bereits entsprechende Vorschläge
des Bundesrates aus der Verfassungsreform gekippt hatte, lehnte er nun auch noch
eine parlamentarische Initiative Zwygart (evp, BE) ab. Ebenfalls abgelehnt hat der
Nationalrat die Einführung eines von Parlament und Regierung unabhängigen
Rechnungshofs, wie dies der Sozialdemokrat Berberat (NE) mit einer parlamentarischen
Initiative gefordert hatte (99.460). Nach Ansicht der Ratsmehrheit wird die
Finanzaufsicht durch die Eidg. Finanzkontrolle und die Finanzdelegationen des
Parlaments, deren Stellung im Vorjahr verstärkt worden war (siehe auch hier),
ausreichend wahrgenommen. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.10.2000
HANS HIRTER

Bundesverwaltung - Personal

Die Motionen von Ständerat Studer (sp, NE) und von Nationalrat Berberat (sp, NE)
(05.3152) wurden auch von der jeweiligen anderen Kammer diskussionslos
gutgeheissen. Sie verlangen eine Erhöhung der Zahl der französisch- und
italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen der Bundesverwaltung.
(Siehe auch die Diskussion im Nationalrat im Zusammenhang mit einer Interpellation
Simoneschi (cvp, TI) (05.3277). 3

MOTION
DATUM: 09.05.2006
HANS HIRTER

Parlamentsmandat

Eine bessere Repräsentation, weil auch Angestellte in der Privatwirtschaft ein
politisches Amt übernehmen würden, wenn sie dafür bezahlte Ferien erhalten würden,
versprach sich Franziska Roth (sp, SO) und forderte eine entsprechende Revision des
Obligationenrechts. Für viele Arbeitnehmende sei ein politisches Amt aus Zeitgründen
nicht mit ihrer beruflichen Tätigkeit vereinbar und es wäre «nur gerecht, wenn allen
Bevölkerungsklassen ermöglicht würde, ein solches Amt einzunehmen», so die
Begründung des Vorstosses. Roth verwies zudem auf eine ähnliche Motion von Didier
Berberat (sp, NE) aus dem Jahr 2000 (Mo. 00.3555). Seit damals habe sich nichts
verändert. 
Auch der Bundesrat erwähnte die Motion Berberat. Damals wie heute sehe das OR vor,
dass die Ausübung eines politischen Amts eine sogenannte «Arbeitsverhinderung»

MOTION
DATUM: 15.03.2022
MARC BÜHLMANN
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darstelle, die für eine gewisse Zeit entlohnt werden müsse. Amtsträgerinnen und
Amtsträger erhielten also bereits heute bezahlten Urlaub. Entsprechend beantrage die
Regierung die Ablehnung der Motion. 
In der Folge zog Franziska Roth ihre Motion zurück. 4

Organisation der Bundesrechtspflege

Das Parlament beseitigte im Berichtsjahr die letzten Differenzen beim Reformpaket
Justizreform. Als erster war der Nationalrat an der Reihe. Bei der Hauptdifferenz, der
Einführung einer limitierten Verfassungsgerichtsbarkeit, beantragte die von der SP, der
CVP und der FDP-Mehrheit unterstützte Kommissionsmehrheit eine
Kompromissformel, welche die im Anwendungsfall zugelassene gerichtliche
Überprüfung auf die Konformität mit Grundrechten (anstelle der vom Ständerat
beschlossenen Verfassungsmässigkeit) und mit dem direkt anwendbaren Völkerrecht
beschränkt hätte. Eine von der SVP und einer Minderheit der FDP gebildete
Kommissionsminderheit sprach sich gegen jegliche Verfassungsgerichtsbarkeit aus,
während die EVP/LdU-Fraktion die etwas weitere Fassung des Ständerates
(Verfassungskonformität) befürwortete. Durchsetzen konnte sich mit 95:56 Stimmen
die Version der Kommissionsmehrheit. Bei der Einführung einer Zugangsbeschränkung
setzte sich im Sinne eines Kompromisses mehr oder weniger der im Vorjahr von Gross
(sp, TG) eingebrachte und damals noch unterlegene Vorschlag durch. Für bestimmte
Sachgebiete darf auf gesetzlichem Weg der Zugang zum Bundesgericht ausgeschlossen
werden, und bei Auseinandersetzungen, die keine Rechtsfragen von grundsätzlicher
Bedeutung betreffen, kann eine Streitwertgrenze eingeführt werden. Offensichtlich
unbegründete Beschwerden dürfen hingegen nicht ausgeschlossen, sondern müssen
mit einem vereinfachten Verfahren beurteilt werden.

Der Ständerat schloss sich dem Kompromiss bei der Verfassungsgerichtsbarkeit an. In
der letzten Runde der Differenzbereinigung vollzog dann jedoch der Nationalrat eine
Kehrtwende. Die Angst überwog, dass die Reform in der Volksabstimmung wegen dieser
umstrittenen Normenkontrolle scheitern könnte und damit auch die unbestrittenen
Anliegen – namentlich die Vereinheitlichung des Prozessrechts und die
Entlastungsmassnahmen für die Bundesgerichte – nicht verwirklicht würden. Der
Vorschlag, entweder dem Volk eine Variantenabstimmung zu präsentieren oder eine
Trennung in zwei Teilbeschlüsse durchzuführen, scheiterte am Veto des Ständerats. Auf
Antrag seiner Kommissionsmehrheit beschloss der Nationalrat deshalb die Streichung
der Verfassungsgerichtsbarkeit in jeglicher Form. In der Einigungskonferenz setzte sich
dieses Vorgehen durch, womit der Schlussabstimmung nichts mehr im Wege stand.
Diese fiel mit 165:8 resp. 37:0 Stimmen deutlich aus. Die LdU/EVP-Fraktion hatte sich
aus Protest gegen den Verzicht auf die Einführung einer Verfassungsgerichtsbarkeit der
Stimme enthalten, und ihr Sprecher, der Berner Zwygart (evp), deponierte eine
parlamentarische Initiative für eine Normenkontrolle (99.455). 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Föderativer Aufbau

Jurafrage

Die paritätisch aus Vertretern des Kantons Jura und des Berner Juras
zusammengesetzte Kommission Assemblée interjurassienne (AIJ) bekräftigte ihre
Bereitschaft, eine Studie über einen gemeinsamen Kanton der drei bernischen und der
drei jurassischen Bezirke auszuarbeiten. Die bernische Regierung war zur Erteilung
dieses Auftrags aber nur bereit, wenn dies die einzige Studie sein wird und nicht, wie
von der im Kanton Jura vom Volk angenommenen Initiative für eine Vereinigung des
bernischen Juras mit dem Kanton Jura verlangt, auch noch die jurassische Regierung
einen entsprechenden Bericht ausarbeitet. Auch der Bundesrat hielt die AIJ für die
geeignete Stelle für die Verfassung dieser Studie und lehnte eine Anregung von
Nationalrat Berberat (sp, NE) ab, eine spezielle Expertengruppe dafür einzusetzen (AB
NR, 2005, Beilagen II, S. 346 f.). Grundsätzlich teilte auch die jurassische Regierung,
welche die erwähnte Volksinitiative vergeblich bekämpft hatte, diese Meinung. Sie
beantragte dem Parlament einen Gesetzesentwurf, der die AIJ mit der Ausarbeitung
der Studie beauftragt. Die Autoren der Volksinitiative, das Mouvement autonomiste
jurassien (MAJ), erklärten sich mit dieser Vorgehensweise zur Umsetzung ihres
Begehrens einverstanden. Damit war auch für die bernische Regierung der Weg für eine
Auftragserteilung an die AIJ frei. Unter Beteiligung des Vorstehers des EJPD, Bundesrat
Blocher, unterzeichneten die beiden Kantonsregierungen ein Mandat, das von der AIJ

INTERKANTONALE ZUSAMMENARBEIT
DATUM: 19.11.2005
HANS HIRTER

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



nicht nur die erwähnte Studie, sondern auch einen Bericht darüber fordert, wie sich
das neue Statut des Berner Juras und die gemeinsamen interjurassischen Institutionen
auf das Zusammenleben und die Entwicklung der beiden Regionen auswirken. 6

Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

La gauche a remporté un succès historique en obtenant la majorité au Conseil d’État.
Après que trois membres du gouvernement ont annoncé leur démission (le libéral
Pierre Hirschy, le radical Thierry Béguin et la socialiste Monika Dusong), 27 personnes,
dont quatre parlementaires fédéraux, ont déposé leur candidature pour les cinq sièges.
Au premier tour, avec une participation de 44,5%, aucun des candidats n’a remporté la
majorité absolue. Jean Studer, conseiller aux États socialiste, a obtenu le meilleur score
avec 38,9% des voix, suivi par la conseillère d’État sortante, la libérale Sylvie
Perrinjaquet, avec 36,7%. Seules 51 voix séparaient la ministre des finances de
l’agriculteur écologiste et conseiller national Fernand Cuche. Bernard Soguel (ps), le
directeur du Département de l’économie, s’est placé quatrième, suivi par son colistier,
le conseiller national Didier Berberat, et par le radical Roland Debély, membre du Grand
Conseil. Le conseiller national Yves Perrin, qui a obtenu le meilleur résultat au sein de
l’UDC, s’est vu reléguer dans un groupe de poursuivants, devancé par deux socialistes,
deux libéraux et un radical. Pour éviter un second tour, les partis se sont entendus pour
partager les sièges selon la représentation au Grand Conseil, ce qui revenait à former
un gouvernement avec une majorité gauche, et formé par 2 PS, 1 PE, 1 PL et 1 PRD, le
socialiste Didier Berberat ayant retiré sa candidature. 7

WAHLEN
DATUM: 10.04.2005
MAGDALENA BERNATH

Ständeratsersatzwahlen

Ständeratsersatzwahl Neuenburg 2009
Nach der Wahl von Gisèle Ory in den Regierungsrat trat diese aus dem Ständerat
zurück. Somit war ein Sitz neu zu besetzen. Da niemand den Anspruch der SP auf den
Sitz in Frage stellte, wurde Didier Berberat (sp) in stiller Wahl zum Nachfolger von Ory
gewählt. Berberat hatte zuvor bereits 14 Jahre im Nationalrat gesessen. Er kündigte an,
seinen Sitz in der Regierung der Stadt La-Chaux-de-Fonds 2010 aufzugeben. 8

WAHLEN
DATUM: 11.08.2009
SABINE HOHL

Landesverteidigung

Bevölkerungsschutz

Dans une motion, le conseiller national Didier Berberat (ps, NE) a demandé au Conseil
fédéral de revoir en profondeur la loi sur les abris privés de protection civile pour
parvenir à finalement supprimer l’obligation d’en doter les immeubles nouvellement
construits. Le député a défendu son argumentaire par leur caractère obsolète, leur
inefficacité vis-à-vis des critères de la guerre moderne et leur coût disproportionné. Le
gouvernement a rétorqué que l’obligation d’équiper les nouveaux immeubles ne
concernaient que les zones à faible concentration d’abris, dont le coût n’excède pas
2% du budget global d’une construction. Il a rappelé enfin l’utilité de ces abris en cas
de catastrophes naturelles. La motion a finalement été rejetée par le National par 50
voix contre 37. 9

MOTION
DATUM: 08.06.2000
FRANÇOIS BARRAS
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Der Nationalrat befasste sich in der Herbstsession als Erstrat mit der vom Bundesrat im
Vorjahr beantragten Revision des Konsumkreditgesetzes. In der Eintretensdebatte
wurden die Positionen bereits deutlich markiert. Der Sozialdemokrat Berberat (NE)
erklärte im Namen seiner Fraktion, dass man dieses Gesetz eigentlich als völlig
ungenügend an den Bundesrat zurückweisen müsste, da es einkommensschwachen
Haushalten keinen genügenden Schutz von vor einer Überverschuldung biete. Auf einen
formellen Nichteintretens- oder Rückweisungsantrag verzichtete er zwar, kündigte aber
eine Reihe von Verschärfungsanträgen an. Für die FDP, die SVP und die Liberalen war
die Gesetzesrevision in der vorliegenden Fassung – und mit den von der vorberatenden
Kommission beantragten Lockerungen – akzeptabel. Für die FDP war diese Revision
insbesondere wichtig, weil damit die bestehenden kantonal differierenden Regelungen
aufgehoben werden können und zudem auch neue Kreditformen wie Leasing und
Kredit- und Kundenkarten mit Kreditoptionen erfasst werden. In der Detailberatung
konnte sich in der Frage, ob die Höhe des maximal zulässigen Zinssatzes im Gesetz
verankert werden soll, oder ob die Festlegung dieses Zinssatzes an den Bundesrat
delegiert wird, eine Koalition aus SP, CVP und GP durchsetzen. Mit 103:60 Stimmen
wurde ein Höchstzinssatz von 15% ins Gesetz aufgenommen. Nicht erfolgreich war
hingegen ein Antrag der Linken für ein Verbot der Aufnahme eines zweiten Kredits vor
Ablauf der Lauffrist des ersten. Derartige Bestimmungen existieren in einigen Kantonen
(Neuenburg, Bern) und müssen nach der Inkraftsetzung des revidierten
eidgenössischen Gesetzes gestrichen werden. Gegen die Stimmen der SP und der
Grünen schloss sich nämlich die Ratsmehrheit dem Antrag des Bundesrates an, dass
restriktivere kantonale Vorschriften in Zukunft nicht mehr zulässig sein sollen. Bei der
Beurteilung der Kreditwürdigkeit der Klienten beantragte die bürgerliche
Kommissionsmehrheit eine Lockerung des Bundesratsentwurfs. Konsumkredite sollen
demnach an Personen vergeben werden können, die aufgrund ihrer
Einkommensverhältnisse in der Lage wären, die Schuld innerhalb von drei (statt wie von
der Regierung beantragt zwei) Jahren zu tilgen. Gegen den Widerstand der Linken
setzte sich diese weniger restriktive Vorschrift durch. In der Gesamtabstimmung wurde
die Revision mit 52:31 Stimmen bei 40 Enthaltungen angenommen. Die Opposition
stammte vorwiegend aus der SP, die Stimmenthaltungen kamen aus allen Fraktionen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.09.1999
HANS HIRTER

Der Nationalrat und nach ihm auch die kleine Kammer überwiesen eine Motion
Berberat (sp, NE), welche Reisebüros verpflichten will, die Kunden über die Namen der
an einer angebotenen Reise beteiligten Fluggesellschaften zu informieren. Der
Bundesrat unterstützte die Forderung, wies aber darauf hin, dass die Schweiz wegen
des Luftfahrtabkommens mit der EU diesen Bereich nicht autonom regeln kann,
sondern auf die Inkraftsetzung einer entsprechenden EU-Verordnung angewiesen ist. 11

ANDERES
DATUM: 14.06.2006
HANS HIRTER

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Im letzten Jahr hatte die WAK des Nationalrates eine von Elmar Ledergerber (sp, ZH)
präsidierte Subkommission eingesetzt, die Vorschläge bezüglich der Förderung von
Risikokapital in der Schweiz erarbeiten sollte. Zu Beginn des Jahres legte die WAK
Bericht und Entwurf zu einem Bundesbeschluss vor. Ziel ist danach die Schaffung einer
oder mehrerer Risikokapitalgesellschaften (RKG) auf privatwirtschaftlicher Basis,
welche die Frühfinanzierung und das «Coaching» von Jungunternehmen sicherstellen.
Um amtlich anerkannt zu werden, muss eine RKG mindestens 60% (in den ersten drei
Jahren 45%) ihrer Mittel in neue, noch nicht börsenkotierte Unternehmen mit Sitz und
Tätigkeit in der Schweiz investieren. Damit RKG überhaupt zum erforderlichen Kapital
kommen, sollen Kapitalgeber von Erleichterungen bei der direkten Bundessteuer
profitieren. Als Anreize beschloss die WAK, dass Kapitalgeber im ersten Jahr 50% der in
RKG investierten Mittel vom Einkommen abziehen können, allerdings höchstens im
Umfang von 20% des steuerbaren Einkommens bzw. - bei Unternehmungen - bis zu
20% des Gewinnes. Diese Abzüge werden der Besteuerung wieder unterworfen, wenn
der Risikokapitalgeber nach einigen Jahren seine Beteiligung mit Gewinn wieder

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.06.1997
EVA MÜLLER

01.01.65 - 01.01.23 4ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



verkauft. Der Bund verliert so in diesem Bereich nur die Zinsen auf die Steuern während
dieser Zeit. Als zweiter Anreiz können Kapitalgeber Verluste vom Einkommen abziehen.
Allfällige Gewinne auf Investitionen müssen sie jedoch nicht versteuern, und
ausgeschüttete Kapitalerträge sind zu 50% steuerfrei. Der Nationalrat hiess den auf
zehn Jahre befristeten Bundesbeschluss in der Sommersession mit seltener
Einmütigkeit gut. Ein Antrag Berberat (sp, NE), eine Steuerbefreiungsobergrenze von
CHF 500'000 während der zehnjährigen Dauer festzusetzen, hatte trotz Unterstützung
von Bundesrat Jean-Pascal Delamuraz keine Chance. Der Nationalrat überwies
ausserdem eine Motion der WAK (Mo. 97.3001), die den Bundesrat beauftragte, die
Anlage- und Aufsichtsvorschriften für Pensionskassen zu lockern, um diesen die
Risikokapitalanlage vermehrt zu ermöglichen. 12

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Le Conseil national s’est saisi du projet de loi relative à la vignette autoroutière. Après
avoir rejeté une proposition de non entrée en matière du directeur de l’ASTAG, Adrian
Amstutz (udc, BE), le plénum a refusé, par 98 voix contre 51, de renvoyer le projet au
Conseil fédéral avec mandat d’y introduire une vignette électronique (e-vignette),
comme le proposait une minorité rose-verte de la CTT-CN. Le conseiller fédéral Hans-
Rudolf Merz et la majorité bourgeoise de la chambre basse y ont vu la première étape
vers l’instauration d’un système de péage routier (Road Pricing), option qu’ils ont
entendu exclure. Les députés ont également rejeté une proposition de renvoi
Schwander (udc, SZ) visant à réinscrire dans la Constitution le montant maximal de CHF
40 pour l’achat de la vignette. Lors de la discussion par article, plusieurs propositions
d’amendement ont été repoussées à de larges majorités. La chambre basse a ainsi
balayé le triplement du prix de la vignette souhaité par le groupe écologiste. Elle a par
ailleurs suivi le Conseil fédéral en acceptant de doubler le montant de l’amende (CHF
200), contre le camp rose-vert qui souhaitait la fixer à CHF 250 et le groupe UDC
favorable au statu quo. Par 98 voix contre 78, le Conseil national a suivi la minorité
rose-verte de la CTT-CN emmenée par Berberat (ps, NE) et a exclu la possibilité de
déléguer à des tiers, par contrat, les contrôles et la poursuite pénale en procédure
simplifiée à la frontière. La majorité, issue des rangs socialistes, écologistes et UDC, a
en effet estimé que, la poursuite pénale étant une mission centrale de l’Etat, elle ne
saurait être déléguée au secteur privé. Au vote sur l’ensemble, le projet amendé a été
approuvé par 106 voix contre 50, malgré l’opposition quasi unanime du groupe UDC.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.04.2009
NICOLAS FREYMOND

Luftfahrt

Das Parlament billigte eine Motion Berberat (sp, NE), die Reiseveranstalter dazu
verpflichtet, ihrer Kundschaft den Namen der Fluggesellschaften anzugeben, welche
die in den Angeboten vorgesehenen Flüge durchführen. 13

MOTION
DATUM: 14.06.2006
MAGDALENA BERNATH

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mit der Schaffung eines Staatssekretariats für Wirtschaft (seco) auf den 1. Juli des
Berichtsjahres verlor das bisherige Bundesamt für Wirtschaft und Arbeit (BWA) seine
autonome Stellung. Der Bereich „Arbeit“ wurde als eine von neun Direktionen ins seco
integriert und umfasst neu die beiden Abteilungen „Arbeitsrecht und Gesundheit“
sowie „Arbeitsmarkt und Arbeitslosenversicherung“. Vertreter der Linken hatten
vergebens bei Volkswirtschaftsminister Couchepin dafür geweibelt, ein eigenständiges
Bundesamt für Arbeit einzurichten, das den nicht nur wirtschaftlichen, sondern auch
sozialen Bedürfnissen des Arbeitsmarktes besser gerecht würde als ein ganz auf die
Wirtschaft ausgerichtetets Superamt. In der Frühjahrssession war der Bundesrat noch
bereit gewesen, ein diesbezügliches Postulat Berberat (sp, NE), das vereinzelt auch von
bürgerlichen Abgeordneten mitunterzeichnet worden war, entgegen zu nehmen. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 06.05.1999
MARIANNE BENTELI
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Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Überwiesen wurden vom Ständerat ebenfalls zwei Standesinitiativen der Kantone Genf
und Tessin (Kt. Iv. 96.326), welche für die Kantone mehr Mitspracherecht bei der
Prämiengestaltung sowie bei der Umsetzung des KVG bis hin zur Kompetenzdelegation
im Bereich der Aufsicht verlangen. Bei der Beratung im Plenum kündigte der
Kommissionssprecher an, dass die SGK gedenke, eine entsprechende parlamentarische
Initiative auszuarbeiten. Der Nationalrat nahm seinerseits ein analoges Postulat
Berberat (sp, NE) an (Po. 96.3573). 15

STANDESINITIATIVE
DATUM: 24.09.1997
MARIANNE BENTELI

Mit dem Einverständnis des Bundesrates nahmen beide Kammern eine Motion Berberat
(sp, NE) an, die verlangt, dass der Bundesrat die einschlägigen Verordnungen zum KVG
so revidiert, dass Rekruten ab dem Beginn einer militärischen Ausbildungsperiode, die
länger als 60 Tage dauert, keine Krankenversicherungsprämien mehr bezahlen müssen,
da sie in dieser Zeit ja unter das Regime der Militärversicherung fallen. 16

MOTION
DATUM: 18.03.2005
MARIANNE BENTELI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Ein weiteres thematisches Bündel an Vorstössen beschäftigte sich mit der
Arbeitslosenversicherung und deren Auswirkungen auf die verschiedenen Regionen
der Schweiz. Der Nationalrat nahm ein Postulat (09.4283) Fässler-Osterwalder (sp, SG)
an, welches den Bundesrat beauftragte, in einem Bericht darzulegen, wie hoch die
Kostenverlagerungen aufgrund des in der aktuellen Revision des
Arbeitslosenversicherungsgesetzes vorgesehenen Leistungsabbaus für Kantone und
Gemeinden ausfallen werden. Weniger Erfolg hatten eine Motion (09.4263) Robbiani
(cvp, TI) und eine Motion (10.3744) Berberat (sp, NE). Erstere wollte die Höchstzahl der
Taggelder auf 520 erhöhen, wenn die gesamtschweizerische Arbeitslosenquote
während mindestens sechs Monaten 3,5% übersteigt . Zweitere forderte, dass mittels
einer Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes Unterstützungsmassnahmen für
Regionen, die besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind, wieder eingeführt
werden. 17

MOTION
DATUM: 10.03.2010
LUZIUS MEYER

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Ebenfalls in Motionsform verlangte Nationalrat Berberat (sp, NE), der Bundesrat solle
dem Parlament die nötigen gesetzlichen Massnahmen vorschlagen, damit die Schweiz
ihre Vorbehalte gegenüber dem UNO-Übereinkommen über die Rechte des Kindes
zurückziehen kann. Bundesrätin Metzler erklärte, es sei ein Ziel des Bundesrates, die
Vorbehalte so rasch als möglich zurückzunehmen. In allen Bereichen, die von den
Vorbehalten erfasst werden, seien seit der Ratifizierung Gesetzesreformen angepackt
worden. Da sich diese aber noch in verschiedenen Verfahrensstadien befinden,
beantragte sie erfolgreich Umwandlung in ein Postulat. Abschliessend sprach Metzler
Artikel 5 der Konvention an, wo auf Antrag der ständerätlichen Kommission ein
Vorbehalt bezüglich des Vorrangs der elterlichen Gewalt formuliert worden war. Sie
erinnerte daran, dass der Bundesrat stets die Auffassung vertreten habe, dass dieser
Vorbehalt rechtlich nicht zwingend sei. Da sich die Rechtslage seit Genehmigung der
Konvention nicht geändert habe und sich kaum ändern werde, interpretiere der
Bundesrat die Motion auch in der Postulatsform als verbindliches Signal der
Bundesversammlung, den Vorbehalt bei nächster Gelegenheit zurückzuziehen.
Andernfalls müssten die Räte ausdrücklich ein Festhalten an diesem Vorbehalt
beschliessen. 18

MOTION
DATUM: 20.03.2001
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

Mehr zu reden gab der eigentliche Sprachenartikel (Art. 70). Der Ständerat wollte den
von der Landesregierung vorgeschlagenen speziellen und weiter hinten in der
Verfassungssystematik angesiedelten Artikel, der die Amtssprachen des Bundes
definiert, als Abs. 1 hier aufnehmen. Der Nationalrat ging auf dieses Anliegen vorerst
nicht ein, stimmte in 2. Lesung dann aber zu. Inhaltlich wurden die Bestimmungen der
geltenden Verfassung übernommen, wonach die Amtssprachen des Bundes Deutsch,
Französisch und Italienisch sind, im Verkehr mit Personen rätoromanischer Sprache
auch Rätoromanisch.

In beiden Räten hatten bereits die Kommissionen vorgeschlagen, als Gegenstück zur
Sprachenfreiheit für den Bereich der Amtssprachen das Territorialitätsprinzip in Abs. 2
festzuschreiben, welches der Bundesrat lediglich im Satz hatte subsummieren wollen,
dass die Kantone bei der Festsetzung der Amtssprachen den Sprachfrieden zu wahren
haben. Bei zwei fast analogen Formulierungen setzte sich (allerdings erst in der
Einigungskonferenz) schliesslich jene des Nationalrates durch, welche die Kantone
verpflichtet, zur Wahrung des Einvernehmens zwischen den Sprachgemeinschaften auf
die herkömmliche sprachliche Zusammensetzung der Gebiete zu achten und Rücksicht
auf die angestammten sprachlichen Minderheiten zu nehmen.

Unbestritten waren die beiden Absätze, wonach Bund und Kantone die Verständigung
und den Austausch zwischen den Sprachgemeinschaften fördern (Abs. 3) und der Bund
Massnahmen der Kantone Graubünden und Tessin zur Erhaltung und Förderung der
rätoromanischen und der italienischen Sprache unterstützt (Abs. 5). Einzig im
Nationalrat wurde zu Abs. 3 ein persönlicher Antrag Berberat (sp, NE) gestellt, der die
Kantone verpflichten wollte, im Bereich der Volksschule sicherzustellen, dass die neben
der Amtssprache des Kantons oder des betreffenden Gebiets unterrichtete
Zweitsprache eine Landessprache ist. Als unzulässiger Eingriff in die Schulhoheit der
Kantone wurde dieser Antrag mit 90 zu 66 Stimmen abgelehnt.

Ebenfalls im Nationalrat wurde ein Minderheitsantrag Jutzet (sp, FR) für einen
zusätzlichen Abs. 4 eingereicht, der vor allem von Abgeordneten aus den
zweisprachigen Kantonen Freiburg und Wallis mitgetragen wurde. Er verlangte, dass der
Bund die mehrsprachigen Kantone bei der Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben
unterstützt. Bundesrat Koller warnte vergeblich, mit dieser neuen Bundeskompetenz
werde über die Nachführung hinaus gegangen. Die Anerkennung der besonderen
Brückenfunktion der mehrsprachigen Kantone überwog; mit 81 zu 77 Stimmen wurde
dem neuen Absatz zugestimmt. Im Ständerat wurde in zweiter Lesung dieser Antrag vom
Freiburger Aeby (sp) eingebracht und mit 18 zu 15 Stimmen angenommen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.1998
MARIANNE BENTELI

Bei der Totalrevision der Bundesverfassung hatte Nationalrat Berberat (sp, NE)
beantragt, der Sprachenartikel sei durch einen Passus zu ergänzen, wonach die erste
unterrichtete Fremdsprache zwingend eine Landessprache sein muss. Um das
Gesamtwerk nicht durch umstrittene Forderungen zu gefährden, hatte der Nationalrat
dies auf Antrag des Bundesrates abgelehnt. Im Juni des Berichtsjahres reichte
Berberat, unterstützt von 65 Mitunterzeichnern, das Anliegen in Form einer
parlamentarische Initiative erneut ein. Der Initiant wollte in seinem Vorstoss keinen
Angriff auf den Bildungsföderalismus sehen, erinnerte aber daran, dass der Bund in
Bereichen, die ihm wichtig scheinen, beispielsweise beim Schulsport, bereits früher
koordinierend in den Volksschulunterricht eingegriffen hat. Unter dem Eindruck der
Beschlüsse in Appenzell-Innerrhoden und Zürich hiess die Kommission für
Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrates mit 9 zu 8 Stimmen die Initiative
gut. Die Minderheit der Kommission, welche für den Fall einer Volksabstimmung
befürchtet, die Vorlage könnte das Land und die Generationen spalten, hätte das
Anliegen lieber in die Form einer Motion gekleidet, die eine Lösung ohne
Verfassungsänderung ermöglicht hätte. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.10.2000
MARIANNE BENTELI
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Mit dem knappen Stimmenverhältnis von 72 zu 67 gab der Nationalrat in der
Frühjahrssession einer parlamentarischen Initiative des Neuenburger SP-Abgeordneten
Berberat Folge, der eine Landessprache als erste Fremdsprache im Unterricht auf
Verfassungsstufe festschreiben möchte. Haller (svp, BE) machte als Sprecherin der
Kommission geltend, Sprache sei mehr als Kommunikationsmittel; sie vermittle Kultur,
geistiges Erbe, Emotion und Politik. Die Gegner fochten mit dem föderalistischen
Argument der Kantonshoheit in Schulfragen, was Berberat mit der Feststellung
konterte, diese sei bei der flächendeckenden Einführung des Herbstschulbeginns und
mit der Verpflichtung der Schulen zu einem ausreichenden Sportunterricht bereits
relativiert worden. In ihren Ausführungen zuhanden der Presse erklärten mehrere der
Befürworter, sie hätten eher «contre coeur» für die Initiative gestimmt, weniger aus
Opposition gegen Frühenglisch als vielmehr, um die Romands nicht zu brüskieren und
die Diskussion auf eine breitere politische Ebene zu stellen. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.03.2001
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat nahm zu dieser Frage in seiner Antwort auf eine Interpellation der GP-
Fraktion Stellung. Wie schon bei früheren Gelegenheiten verwies er auf die
Kantonskompetenz in Schulfragen; seiner Ansicht nach kann auch aus dem
«Verständigungsartikel» der Bundesverfassung keine bundesrechtliche Pflicht, eine
Landessprache als erste Fremdsprache zu bestimmen, abgeleitet werden. Dennoch
vertrat er unmissverständlich die Auffassung, dass das Beherrschen von mindestens
zwei Landessprachen eine wichtige Voraussetzung für das gegenseitige Verständnis
zwischen den Sprachgemeinschaften darstellt; das Ausscheren einzelner Kantone aus
der von der kantonalen Erziehungsdirektorenkonferenz (EDK) definierten
föderalistischen Konkordanz im Schulbereich könne zu einer Belastung der
Beziehungen zwischen den Sprachgruppen und damit auch zu einer Gefährdung des
Sprachfriedens führen Die EDK reagierte mit Besorgnis auf die Annahme der
parlamentarischen Initiative Berberat; ihrer Ansicht nach ist es verfehlt, die Frage der
ersten Fremdsprache in der Verfassung zu regeln. Im neuen Sprachengesetz wird die
Problematik der Unterrichtssprachen nicht thematisiert. Bei der Präsentation des
Entwurfs verwies Bundesrätin Dreifuss erneut auf die Kantonshoheit in Schulfragen,
sicherte aber zu, dass der Bundesrat zu dieser Frage nicht schweigen werde. 22

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 23.03.2001
MARIANNE BENTELI

Im Einvernehmen mit der Regierung überwies der Nationalrat ein Postulat Berberat (sp,
NE), welches den Bundesrat einlädt, dafür zu sorgen, dass die Bundesverwaltung und
die vom Bund kontrollierten Unternehmen die Verwendung englischer oder
amerikanischer Ausdrücke vermeiden, wenn es deutsche, französische oder
italienische Entsprechungen gibt. Zudem soll verboten werden, dass sich Ämter,
Dienststellen und Programme des Bundes und der von ihm kontrollierten Unternehmen
englisch klingende Bezeichnungen zulegen. Als Beispiele nannte Berberat das
Schweizerische Heilmittelinstitut, das zu Swissmedic mutierte, das Bundesamt für
Polizeiwesen, das sich neu Fedpol nennt, das Projekt des EFD zum Finanzplatz Schweiz
mit neuem Namen Finweb oder die Umbenennung der Eidgenössischen Münzstätte in
Swissmint. 23

POSTULAT
DATUM: 18.06.2004
MARIANNE BENTELI

Im Herbst stimmte die WBK des Nationalrates einer parlamentarischen Initiative
Berberat (sp, NE) zu und unterstützte damit das Anliegen, eine Bestimmung ins
Sprachengesetz aufzunehmen, welche die Kantone verpflichtet, auf Primarstufe als
erste Fremdsprache eine Landessprache zu unterrichten. Der Nationalrat verlängerte
die Frist zur Behandlung des Vorstosses bis zum Abschluss der Beratungen des
Sprachengesetzes. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.09.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Folge überwiesen die Räte im Einverständnis mit dem Bundesrat eine Motion
Berberat (sp, NE) und der Ständerat eine Motion Studer (sp, NE) für eine Erhöhung der
Zahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung. Konkret sollen Bewerberinnen und Bewerber aus diesen
Sprachregionen bei gleicher Qualifikation solange den Vorzug gegenüber
Kandidierenden aus der Deutschschweiz erhalten, bis ihr Anteil demjenigen der
Landesbevölkerung entspricht. Eine Motion Simoneschi (cvp, TI), welche verlangte, dass
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminieren dürfen
(z.B. durch das Erfordernis der deutschen oder französischen Muttersprache), nahm
der Nationalrat ohne Gegenstimme an. Anlässlich der Beratung der vom Bundesrat

MOTION
DATUM: 07.10.2005
MAGDALENA BERNATH
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unterstützten Motion Studer (sp, NE) erklärte Bundesrat Merz, dass diese Forderung
bereits in einer Weisung des Bundesrates aus dem Jahre 2003 enthalten ist, aber leider
ungenügend umgesetzt werde. 25

Nachdem der Nationalrat bereits 2005 einer Motion Berberat (sp, NE) zur Erhöhung der
Anzahl der französisch- und italienischsprachigen Personen in den Führungspositionen
der Bundesverwaltung zugestimmt hatte, nahm er jetzt auch diskussionslos eine gleich
lautende Motion von Ständerat Studer (sp, NE) an. Die kleine Kammer ihrerseits
überwies eine Motion Simoneschi (cvp, TI) aus dem Nationalrat, die verlangt, dass bei
Stellenausschreibungen des Bundes Italienischsprachige nicht diskriminiert werden
dürfen. 26

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MARIANNE BENTELI

In der Differenzbereinigung nahm der Nationalrat den Kompromiss der
Kommissionsmehrheit an, wonach sich Bund und Kantone dafür einzusetzen haben,
dass während der obligatorischen Schulzeit Grundkenntnisse in zwei Fremdsprachen
erlernt werden müssen, wovon mindestens eine Landessprache. Der Antrag einer
Minderheit II, an der ursprünglichen Fassung des Nationalrats (Priorität für eine
Landessprache vor dem Englischen) festzuhalten, wurde mit 71 zu 68 Stimmen
abgelehnt, der Antrag einer Minderheit I, dem Ständerat zu folgen, mit 80 zu 67. Der
Ständerat schloss sich diesem Kompromiss diskussionslos an, worauf das Gesetz in der
Schlussabstimmung verabschiedet werden konnte. Weil dem Anliegen damit
entsprochen war, gaben beide Kammern einer ähnlich lautenden Standesinitiative des
Kantons Tessin keine Folge (05.305). Ebenso wurde eine parlamentarische Initiative
Berberat (sp, NE) zum ersten Fremdsprachenunterricht in einer Amtssprache des
Bundes abgeschrieben. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.2007
MARIANNE BENTELI

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Konservative und Rechte Parteien

Anfangs Jahr gab Zentralpräsident Otto Zwygart(BE) seine Demission bekannt. Auch
sein Nationalratsmandat legte er im Laufe des Jahres nieder. Letzteres wurde in der
Herbstsession von Walter Donzé übernommen. Im April wurde der Zürcher Nationalrat
Ruedi Aeschbacher zum neuen Zentralpräsidenten gewählt. Aeschbacher gehörte seit
1983 dem Zentralvorstand an und war seit 1995 Stellvertreter von Zwygart. 28
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